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Aktenzeichen: 63 62-2025-00713 Eingangsdatum: 14. April 2025 

Maßnahme: Bauleitplanung der Gemeinde Elbe-Parey / Änderungsverfahen / 13. Ände-

rung des gemeinsamen Flächennutzungsplanes der Verwaltungsgemein-

schaft Elbe-Parey im Parallelverfahren mit den Bebauungsplänen "Freiflä-

chen-Photovoltaikanlage Hohenseeden-Nord" und "Freiflächen-Photovoltaik-

anlage Hohenseeden-West" (Fassung: Vorentwurf / Stand: März 2025) / 

frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß 

§ 4 Abs. 1 BauGB 

Lage: Gemeinde: Gemarkung: Flur: Flurstück: 

 Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Elbe-Parey 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

Hohenseeden 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

26/1 

33/1 

36/4 

36/5 

149/44 

242/36 

243/36 

247/36 

248/36 

249/36 

250/36 

312/44 

325/23 

328/19 

341/43 

10000 

10065 

10066 

10067 

10068 

 

 

Steinbrecher und Partner 

Ingenieurgesellschaft mbH 

Berliner Straße 191 

06116 Halle 

  
Fachbereich Bau 
Auskunft erteilt: Frau Schrock 
Mein Zeichen: 63 62-2025-00713  

Dienstgebäude: Genthin, Brandenburger Straße 100 
Postanschrift: Postfach 11 31, 39281 Burg 

Zimmer-Nr.: 265 
Telefon: 03921 949-6362 

Telefax: 03921 949-9663 
E-Mail: bau@lkjl.de 
Öffnungszeiten für den o. g. Bereich: 
Dienstag 9.00 - 12.00 und 13.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 9.00 - 12.00 und 13.00 - 17.00 Uhr 

Datum 

        . Mai 2025 

Ihre Nachricht vom 
14.04.2025 

Ihr Zeichen 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Beteiligungsverfahren nach § 4 Baugesetzbuch (BauGB) gebe ich als Träger öffentlicher Be-

lange nachfolgende gebündelte Stellungnahme des Landkreises Jerichower Land ab. 

Mit dieser Stellungnahme wird den vorgeschriebenen Genehmigungs- und Zulassungsverfahren 

nicht vorgegriffen und es werden damit weder öffentlich-rechtliche noch privatrechtliche Zustim-

mungen und Gestattungen erteilt. Meine Behörde nimmt keine Vorabwägung vor. 

Diese Stellungnahme enthält die Einzelstellungnahmen der Fachbereiche wie folgt: 
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Fachbereich Bau 

Untere Bauaufsichtsbehörde 

Entsprechend des „Gesamträumlichen Konzept für Freiflächenphotovoltaikanlagen“ der Gemeinde 

Elbe-Parey (Stand: März 2023) Punkt 4.3 zählen landwirtschaftlich genutzte Flächen nur in Aus-

nahmefällen (Bodenwertzahl < 30) zu den primär zu nutzenden Potenzialflächen. Mit der o. g. Pla-

nung sind jedoch überwiegend landwirtschaftlich genutzte Flächen überplant worden. Es sollte ge-

prüft werden, ob nicht andere Standorte (Konversionsflächen, Altdeponien, Lagerplätze, bereits 

versiegelte Flächen o. ä.) eher geeignet werden, wie es das „Gesamträumliche Konzept für Freiflä-

chenphotovoltaikanlagen“ der Gemeinde Elbe-Parey auch im Interesse des Bodenschutzes vor-

sieht.  

Entsprechend der vorgelegten Planzeichnung befindet sich ein Teilgeltungsbereich der 13. Ände-

rung des „Gemeinsamen FNP der Verwaltungsgemeinschaft Elbe-Parey“ in einem Bergbauberech-

tigungsfeld. Aus Sicht des Landkreises Jerichower Land kann nicht beurteilt werden, ob die Flä-

chen noch der Bergaufsicht unterliegen oder aus der Bergaufsicht entlassen worden sind. Das Lan-

desamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt ist im Verfahren zu beteiligen.  

Untere Landesentwicklungsbehörde 

Aufgrund des erheblichen Flächenbedarfs (insgesamt ca. 91 ha) erfüllt das Vorhaben die Merkmale 

der Raumbedeutsamkeit gemäß RdErl. des MLV vom 01.11.2018. Es ist daher als raumbedeutsam 

im Sinne des § 3 Abs. 1 Raumordnungsgesetz (ROG) einzustufen. 

Seitens des Landkreises Jerichower Land bestehen keine raumordnerischen Bedenken. 

Gemäß § 13 Abs. 1 Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) besteht die Ver-

pflichtung, der obersten Landesentwicklungsbehörde (Ministerium für Infrastruktur und Digitales 

des Landes Sachsen-Anhalt, Referat 24) raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen möglichst 

frühzeitig mitzuteilen und alle dazu erforderlichen Auskünfte zu geben. 

Die Feststellung der Vereinbarkeit der o. g. Bauleitplanung mit den Zielen der Raumordnung erfolgt 

nach § 13 Abs. 2 LEntwG LSA durch die gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 10 LEntwG LSA zuständige oberste 

Landesentwicklungsbehörde.  

Vorbeugender Brandschutz / Brandschutzdienststelle 

Die Stellungnahme wird nachgereicht. 

Untere Denkmalschutzbehörde 

Bau- und Kunstdenkmalpflege 

Nach derzeitigem Kenntnisstand gibt es aus der Sicht des Denkmalschutzes keine Einwände oder 

Bedenken gegenüber der o. g. Planung. Die eingereichten Unterlagen lassen eine direkte Berüh-

rung mit bau- oder kunstdenkmalpflegerischen Belangen nicht erkennen. 

Denkmalbereiche, großflächige Denkmale (Rittergüter, Friedhöfe etc.) und Gebiete, in denen viele 

Denkmale sehr dicht auftreten, sind nicht nur im Textteil, sondern auch im Plan (ggf. in Beiplänen 

im größeren Maßstab) darzustellen. Mindestens die flächenhaften Denkmale sind i. S. § 5 Abs. 4 

BauGB im FNP zu kartieren bzw. flurstücksgenau darzustellen.  
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Grundsätzlich ist bei der Planung die Erhaltung der bekannten Baudenkmale und Denkmalbereiche 

unter Einbeziehung des Umgebungsschutzes zu beachten. In diesem Zusammenhang weise ich 

vorsorglich darauf hin, dass die Erhaltungspflicht nach § 9 Denkmalschutzgesetz des Landes Sach-

sen-Anhalt (DenkmSchG LSA) grundsätzlich für alle Denkmale besteht; unabhängig von einer Ein-

tragung in das Denkmalverzeichnis.  

Eine weitere denkmalfachliche Prüfung durch das Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie 

Sachsen-Anhalt muss den nächsten Verfahrensschritten vorbehalten bleiben.  

Das Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt mit Sitz in 06114 Halle, 

Richard-Wagner-Straße 9 ist ebenfalls als Träger öffentlicher Belange am Verfahren zu beteiligen. 

Bodendenkmalschutz 

Nach dem derzeitigen Stand der Erkenntnisse befinden sich im geplanten Vorhabengebiet und un-

mittelbar südlich und nördlich mehrere Hügelgräber. 

Jegliche Veränderungen an diesen Bodendenkmalen oder ihrer Umgebung bedürfen nach § 14 

Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen- Anhalt der Genehmigung durch die zuständige Denk-

malschutzbehörde.  

Denkmalschutzrechtliche Genehmigungen können mit Auflagen oder Bedingungen erteilt oder ver-

sagt werden, wenn es die Einhaltung des Denkmalschutzgesetzes erfordert (§ 14 Abs. 4 Denk-

mSchG LSA).  

Der Beginn oder die Ausführung von Maßnahmen ohne Genehmigung oder das Nichteinhalten von 

Auflagen oder Bedingungen stellen Ordnungswidrigkeiten dar und können entsprechend § 22 

Abs.1 Satz 4 und § 22 Abs. 2 DenkmSchG LSA geahndet werden.  

Eine abschließende Beurteilung der Bodendenkmäler bei der 13. Änderung des FNP durch die Un-

tere Denkmalschutzbehörde ist nicht möglich, da uns nicht alle archäologischen Fundstellen gemel-

det werden.  

Auf die Stellungnahme des Gebietsreferenten für die Bodendenkmalpflege des Landesamtes für 

Denkmalpflege und Archäologie Herrn Pscheidl vom 6. Mai 2025 wird verwiesen. 

Fachbereich Umwelt 

Sachgebiet Immissionsschutz- / Abfallbehörde 

Untere Immissionsschutzbehörde 

Die 13. Änderung des gemeinsamen Flächennutzungsplanes der Verwaltungsgemeinschaft Elbe-

Parey bildet die Basis für die Bebauungspläne "Freiflächen-Photovoltaikanlage Hohenseeden-

Nord" und "Freiflächen-Photovoltaikanlage Hohenseeden-West". 

Gemäß §§ 1 und 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind Flächen so zu planen, dass 

schädliche Umwelteinwirkungen (u. a. Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 

Lichtimmissionen) auf schutzbedürftige Nutzungen vermieden werden.  
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Der Flächennutzungsplan (FNP) stellt lediglich die bauplanungsrechtliche Grundlage für die jeweili-

gen Bebauungspläne auf den betreffenden Flächen dar. Nach derzeitigem Kenntnisstand kann den 

Annahmen gem. Pkt. 5.2 der Begründung zum Vorentwurf (Stand: März 2025) gefolgt werden. 

Eine konkrete immissionsschutzrechtliche Stellungnahme erfolgt anhand der detaillierten planeri-

schen Lösungen im Rahmen der jeweiligen Bebauungspläne.  

Sachgebiet Naturschutzbehörde 

Untere Naturschutzbehörde 

Aus naturschutzfachlicher und -rechtlicher Sicht bestehen gegen das o. g. Vorhaben keine Ein-

wände oder Bedenken. Folgende Hinweise sind zu beachten: 

Hinweise: 

1. Im Zuge der Parallelverfahren mit der Aufstellung der Bebauungspläne „Freiflächen-Photovol-

taikanlage Hohenseeden-Nord“ und „Freiflächen-Photovoltaikanlage Hohenseeden-West“ der 

Gemeinde Elbe-Parey sind die Belange von Natur und Landschaft im Benehmen mit der unte-

ren Naturschutzbehörde abzuhandeln. 

 

2. Informationspflichten der Gemeinden zur Führung des Kompensationsverzeichnisses der unte-

ren Naturschutzbehörde nach dem § 18 Abs. 2 Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-An-

halt (NatSchG LSA):  

Nach dem Runderlass des MLU vom 27.07.2005 zur Umsetzung der §§ 18 - 28 NatSchG LSA 

und Sicherung des nachhaltigen Erfolgs der durchgeführten Maßnahmen (RdErl. Informations-

pflichten) haben die Gemeinden gegenüber dem Landkreis als UNB Informationspflichten. Die 

unter Punkt 5.1 a-j und unter Berücksichtigung von Punkt 5.2 genannten Informationen sind in 

der entsprechenden Reihenfolge der UNB unter Beachtung der Fristen nach Bekanntmachung 

des B-Plans in geeigneter Weise zu übermitteln.  

 

Das Plangebiet befindet sich in keinem verordneten, einstweilig sichergestellten oder im Ver-

fahren befindlichen Schutzgebiet gemäß §§ 23 – 28 sowie § 32 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG). 

Begründung / tatsächliche und rechtliche Gründe: 

Gemäß § 3 Abs. 1 und 2 BNatSchG i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 NatSchG LSA obliegt dem 

Landkreis Jerichower Land als untere Naturschutzbehörde (UNB) die Ausführung des BNatSchG, 

NatSchG LSA und der aufgrund dieser Gesetze erlassenen Rechtsvorschriften, soweit durch ge-

setzliche Regelungen nichts anderes bestimmt ist. Nach § 1 Abs. 3 NatSchG LSA haben die Natur-

schutzbehörden dafür Sorge zu tragen, dass die Vorschriften des Rechts des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege eingehalten werden. Sie sind befugt, die im Einzelfall erforderlichen Maß-

nahmen und Anordnungen zur Durchführung dieser Vorschriften und zur Abwehr von Gefahren für 

Natur und Landschaft zu treffen. 

Laut § 18 Abs. 1 BNatSchG ist über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vor-

schriften des Baugesetzbuches (BauGB) zu entscheiden, wenn auf Grund der Aufstellung, Ände-

rung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen oder von Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 

Nr. 3 BauGB Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind. Entsprechend § 1 Abs. 6 Nr. 7 

BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange des Umweltschutzes einschließlich 
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des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen. Dazu zählen u. a. die Schutzgü-

ter Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und deren Wechselwirkungen untereinander. 

Gleichzeitig gilt für diese Verfahren gemäß § 1a Abs. 3 BauGB, dass die naturschutzrechtliche Ein-

griffsregelung nach den §§ 14 – 17 BNatSchG anzuwenden ist. 

Sachgebiet Wasserbehörde 

Die Stellungnahme wird nachgereicht. 

Fachbereich Ordnung 

Untere Straßenverkehrsbehörde 

Grundsätzlich bestehen gegen die Maßnahme keine Bedenken. 

Hinweise: 

Sind im öffentlichen Verkehrsraum Arbeitsstellen zu errichten, so hat der Baubetrieb vor Beginn der 

Arbeiten eine verkehrsrechtliche Anordnung gemäß § 45 Abs. 6 Straßenverkehrsordnung (StVO) 

einzuholen. 

Der Antragsteller hat unter Vorlage von Verkehrszeichenplänen darzulegen, wie die Arbeitsstellen 

abgesperrt und gekennzeichnet werden sollen, ob und wie der Verkehr beschränkt, geleitet und ge-

regelt werden soll. Die Antragsfrist beträgt 10 Arbeitstage. 

Die Vollsperrung der L 54 sowie der B 1 ist ausgeschlossen. 

Der Antrag ist je nach Straßenkategorie bei den folgenden Straßenverkehrsbehörden zu stellen: 

- Bundes-, Landes- und Kreisstraßen sowie außerörtliche Gemeindestraßen =  

  Landkreis Jerichower Land (Untere Straßenverkehrsbehörde) =  

  Antragsfrist mindestens 10 Arbeitstage 

- innerörtliche Gemeindestraßen = Stadt oder Gemeinde (örtliche Straßenverkehrsbehörde).  

Sachgebiet Allgemeine Ordnungsaufgaben 

Teil 1 der Stellungnahme betrifft: 

Gemarkung Hohenseeden  

Flur 1 Flurstücke 26/1, 36/4, 36/5, 242/36, 243/36, 247/36, 248/36, 249/36, 250/36, 325/23, 328/19, 

10066, 10068, 10070, 10072, 10074, 10075, 10076 

Flur 6 Flurstücke 2/1, 3/1, 15/1, 21/2, 21/3, 23/1, 23/2, 94/21: 

Die betreffenden Flächen wurden durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Sachsen-Anhalt 

anhand der z. Z. vorliegenden Unterlagen (Belastungskarten) und Erkenntnisse überprüft. 

Da die Flächen als Kampfmittelverdachtsfläche (Munitionsgefährdung) eingestuft sind, muss bei 

der Durchführung von Tiefbauarbeiten und sonstigen erdeingreifenden Maßnahmen mit dem Auf-

finden von Munition gerechnet werden. 

Insoweit sollten diese Flächen, auf denen künftig erdeingreifende Maßnahmen vorgenommen wer-

den, vor deren Beginn auf das Vorhandensein von Kampfmitteln überprüft bzw. begleitet werden. 
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Wenn eine Überprüfung durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst erfolgen soll, teilen Sie dies bitte 

dem Landkreis Jerichower Land mit und reichen dazu eine Flurkarte sowie die Auflistung der be-

troffenen Flurstücke ein.  

Teil 2 der Stellungnahme betrifft: 

Gemarkung Hohenseeden  

Flur 1 Flurstücke 33/1, 149/44, 312/44, 341/43, 10000, 10065, 10067, 10069, 10071, 10073  

Flur 2 Flurstücke 2/5, 4/1, 4/2, 201/3, 229/1, 256/2, 257/2  

Flur 6 Flurstücke 19, 20, 21/1, 25/1, 27/1, 32/1, 89/21, 92/21, 115/29, 116/29, 117/29, 118/29: 

Die betreffenden Flächen wurden durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Sachsen-Anhalt 

anhand der zurzeit vorliegenden Unterlagen (Belastungskarten) und Erkenntnisse überprüft. 

Erkenntnisse über eine Belastung der Flächen mit Kampfmitteln konnten anhand dieser Unterlagen 

nicht gewonnen werden, so dass davon auszugehen ist, dass bei beabsichtigten Baumaßnahmen 

keine Kampfmittel aufgefunden werden.  

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass die beim KBD vorliegenden Erkenntnisse einer ständigen 

Aktualisierung unterliegen und die Beurteilung von Flächen dadurch bei künftigen Anfragen ggf. 

von den bislang getroffenen Einschätzungen abweichen kann.  

Ungeachtet dessen mache ich nach wie vor darauf aufmerksam, dass Kampfmittelfunde jeglicher 

Art generell niemals ganz ausgeschlossen werden können. 

Insoweit bestehen vorbehaltlich der o. a. Ausführungen aus meiner Sicht keine Bedenken gegen 

eventuell zu einem späteren Zeitpunkt geplante erdeingreifende Maßnahmen. 

Gebäude- und Liegenschaftsmanagement 

Die betreffenden Flächen wurden durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Sachsen-Anhalt 

anhand der zurzeit vorliegenden Unterlagen (Belastungskarten) und Erkenntnisse überprüft. 

Erkenntnisse über eine Belastung der Flächen mit Kampfmitteln konnten anhand dieser Unterlagen 

nicht gewonnen werden, so dass davon auszugehen ist, dass bei beabsichtigten Baumaßnahmen 

keine Kampfmittel aufgefunden werden.  

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass die beim KBD vorliegenden Erkenntnisse einer ständigen 

Aktualisierung unterliegen und die Beurteilung von Flächen dadurch bei künftigen Anfragen ggf. 

von den bislang getroffenen Einschätzungen abweichen kann.  

Ungeachtet dessen mache ich nach wie vor darauf aufmerksam, dass Kampfmittelfunde jeglicher 

Art generell niemals ganz ausgeschlossen werden können. 

Insoweit bestehen vorbehaltlich der o. a. Ausführungen aus meiner Sicht keine Bedenken gegen 

eventuell zu einem späteren Zeitpunkt geplante erdeingreifende Maßnahmen. 

Gebäude- und Liegenschaftsmanagement 

Es bestehen keine Bedenken oder Einwände. Planungen, Vorhaben und Belange des Gebäude- 

und Liegenschaftsmanagements in der Funktion der Wahrnehmung der Baulastträgerschaft für das 

Kreisstraßennetz des Landkreises Jerichower Land werden nicht berührt. 
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Diese Stellungnahme ersetzt nicht die Genehmigung, Planfeststellung oder sonstige be-

hördliche Entscheidungen entsprechend den Rechtsvorschriften.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

in Vertretung 

 

 

 

Dreßler 

 

 

 


